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1. Einleitung 

Im Allgemeinen Teil des Strafgesetzbuchs ist in den §§ 73 ff. StGB1 das Recht der kriminalitäts-
bezogenen Einziehung materiellrechtlich normiert. Fraglich ist, ob und ggf. unter welchen Vo-
raussetzungen eine Einziehung bei Straftaten in Betracht kommt, die nicht im Strafgesetzbuch 
selbst normiert sind, sondern außerhalb des Strafgesetzbuchs in Fachgesetzen („Nebenstraf-
recht“2). 

2. Verhältnis des strafrechtlichen Einziehungsrechts zum Nebenstrafrecht 

Das im Allgemeinen Teil des Strafgesetzbuchs geregelte strafrechtliche Einziehungsrecht ist ge-
mäß Artikel 1 Absatz 1 EGStGB3 auch auf nebenstrafrechtliche Regelungen des Bundesrechts an-
wendbar, „soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt“.4 Solche „anderen Bestimmungen“ kön-
nen sich insbesondere aus den allgemeinen strafrechtlichen Einziehungsnormen des Strafgesetz-
buchs selbst sowie aus dem jeweiligen Fachgesetz, in dem die nebenstrafrechtlichen Bestimmun-
gen enthalten sind, ergeben. 

Ein Beispiel für eine entsprechende Norm aus dem allgemeinen Einziehungsrecht ist § 74 Absatz 
2 StGB, der bestimmt, dass Gegenstände, auf die sich eine Straftat bezieht (Tatobjekte), „der Ein-
ziehung nach der Maßgabe besonderer Vorschriften“ unterliegen. Dies bedeutet, dass eine Einzie-
hung als Tatobjekt nur möglich ist, wenn dies durch eine Norm angeordnet bzw. eröffnet wird.5  

Die Einziehungstatbestände des Allgemeinen Teils des Strafgesetzbuchs knüpfen ihre Anwend-
barkeit ganz überwiegend nicht an konkret benannte Straftatbestände.6 Sie stellen vielmehr allge-
mein darauf ab, dass „eine rechtswidrige Tat“ begangen worden ist.7 Sie sind dementsprechend 
auch auf Straftatbestände des Nebenstrafrechts anwendbar – soweit das jeweilige Nebenstrafrecht 
selbst nicht etwas anderes bestimmt. Es gibt deshalb keine besonderen Anforderungen an die ne-
benstrafrechtlichen Straftatbestände, etwa hinsichtlich der angedrohten Mindeststrafe oder der 
Klassifizierung als Verbrechen etc., um die Möglichkeiten der strafrechtlichen Einziehung nach 
den Vorschriften des Allgemeinen Teils des Strafgesetzbuchs zu eröffnen. 

 

1 Strafgesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. November 1998 (BGBl. I S. 3322), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 203) geändert worden ist (Stand dieser und 
sämtlicher nachfolgender Online-Quellen: 05.12.2023). 

2 Jescheck/Weigend, Lehrbuch des Strafrechts, Allgemeiner Teil, 5. Aufl. 1996, § 12 II.  

3 Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469; 1975 I S. 1916) (1976 I 507), das zu-
letzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 203) geändert worden ist. 

4 MüKoStPO/Putzke, 1. Aufl. 2018, EGStGB Art. 1 Rn. 1; BeckOK StGB/Heuchemer, 58. Ed. 1.8.2023, StGB § 73 
Rn. 2. 

5 NK-StGB/Saliger, 6. Aufl. 2023, StGB § 74 Rn. 21. Ein Beispiel ist etwa § 19 TierSchG bezüglich Tieren, auf die 
sich eine Straftat nach dem Tierschutzgesetz bezieht. 

6 Eine Ausnahme stellt § 76a Absatz 4 StGB dar, der an einen Straftatenkatalog anknüpft.  

7 So etwa §§ 73, 73a StGB. 

https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/
https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/
https://www.gesetze-im-internet.de/stgbeg/
https://www.gesetze-im-internet.de/stgbeg/
https://www.gesetze-im-internet.de/tierschg/__19.html
https://www.gesetze-im-internet.de/tierschg/
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Auch bei Ordnungswidrigkeiten kann eine Einziehung in Betracht kommen. Maßgeblich hierfür 
sind jedoch nicht die Regelungen des Strafgesetzbuchs. Die an die Begehung von Ordnungswid-
rigkeiten anknüpfende Einziehung ist vielmehr im Ordnungswidrigkeitengesetz8 – und ggf. in 
den jeweiligen Fachgesetzen – geregelt.9 Im Ordnungswidrigkeitengesetz legt § 22 OWiG fest, 
dass „die Möglichkeit einer solchen Deliktsfolge nicht allgemein eröffnet (ist). Vielmehr bedarf es 
jeweils einer ausdrücklichen spezialgesetzlichen Androhung dieser Maßnahme. § 22 (OWiG) 
selbst enthält diese Androhung nicht, sondern setzt sie voraus und verweist auf die sie enthal-
tende Vorschrift mit den Worten ‚soweit das Gesetz es ausdrücklich zulässt‘.“10 

3. Die unterschiedlichen Möglichkeiten der strafrechtlichen Einziehung11 

Eine rechtskräftige Einziehung bewirkt, dass „das Eigentum an der Sache oder das Recht“ auf den 
Staat übergeht (§ 75 StGB). Das strafrechtliche Einziehungsregime differenziert im Ausgangs-
punkt hinsichtlich des Einziehungsobjekts im Wesentlichen danach, ob es sich um  

– Taterträge (§§ 73 – 73e StGB) oder um  

– Tatprodukte, Tatmittel oder Tatobjekte (§§ 74 – 74f StGB) handelt.  

Ein Tatertrag ist hierbei das durch oder für die Tat Erlangte (§ 73 Absatz 1 StGB).12 Um solche Ta-
terträge handelt es sich bei den „Früchte(n) des Verbrechens“13, also etwa bei erlangten Vermö-
genswerten wie Diebesgut oder erpresstem Geld – also dem, was umgangssprachlich als „Tat-
beute“ bzw. „Gewinn“ bezeichnet wird.14 

Tatprodukte sind Gegenstände, die unmittelbar durch eine vorsätzliche Tat hervorgebracht wur-
den (§ 74 Absatz 1 StGB) – wie zum Beispiel gefälschte Münzen oder Urkunden.15  

 

8 Gesetz über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602), 
das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 14. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 73) geändert worden ist. 

9 Kindhäuser/Neumann/Paeffgen/Saliger, Strafgesetzbuch, 6. Auflage 2023, vor § 73 Rn. 49. 

10 KK-OWiG/Mitsch, 5. Aufl. 2018, OWiG § 22 Rn. 1. 

11 Die nachfolgende Darstellung ist nicht erschöpfend, sondern führt lediglich ausgewählte wesentliche Elemente 
des Einziehungsrechts summarisch auf. 

12 Alternativ wird auch von Taterlösen gesprochen, vgl. Lohse, in: Strafgesetzbuch, Leipziger Kommentar, 13., neu 
bearbeitete Aufl. 2020 (nachfolgend: LK-Lohse), Vor §§ 73-76b Rn. 21. 

13 BeckOK StGB/Heuchemer, 58. Ed. 1.8.2023, StGB § 74 Rn. 11. 

14 Vgl. Fischer, StGB, 70. Aufl. 2023, § 73 Rn. 23. Rechtstechnisch wäre eine Beschränkung auf „Gewinne“ weni-
ger als auf das „Erlangte“, weil dann Gegenleistungen und Unkosten des Täters in Abzug gebracht werden könn-
ten, vgl. Fischer, StGB, 70. Aufl. 2023, § 73 Rn. 4, 13. 

15 BeckOK StGB/Heuchemer, 58. Ed. 1.8.2023, StGB § 74 Rn. 10; Schönke/Schröder/Eser/Schuster, StGB, 30. Aufl. 
2019, StGB § 74 Rn. 7. 

https://www.gesetze-im-internet.de/owig_1968/
https://www.gesetze-im-internet.de/owig_1968/
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Gegenstände, die zur Begehung oder Vorbereitung einer Tat gebraucht worden oder bestimmt ge-
wesen sind, sind Tatmittel (§ 74 Absatz 1 StGB) – wie etwa ein Einbruchswerkzeug oder ein 
Schmuggelfahrzeug.16 

Unter Tatobjekten werden schließlich Gegenstände verstanden, auf die sich eine Straftat bezieht. 
Diese sind meist „lediglich das passive Objekt der Tat, indem sich die Verwendung des Gegen-
standes jeweils in dem Gebrauch erschöpft, auf dessen Verhinderung der betreffende Tatbestand 
abzielt“17. Beispiele hierfür können etwa sein „unbefugt besessene Sprengstoffe und Waffen, ge-
schmuggelte Waren, zum Zwecke des Versicherungsbetrugs versteckte Gegenstände, (…) das 
Auto beim Fahren ohne Zulassung oder Fahrerlaubnis“18 oder auch bei Straftaten nach dem Tier-
schutzgesetz „das fortwährend unzureichend ernährte und nicht tierärztlich betreute Tier oder 
das laufend gequälte Tier, zB der mit einem Stachelhalsband malträtierte Hund.“19 

3.1. Einziehung von Taterträgen 

3.1.1. § 73 Einziehung von Taterträgen bei Tätern und Teilnehmern 

Ausgangspunkt der Regelungen zur Einziehung von Taterträgen ist § 73 StGB. Hiernach ordnet 
das Gericht zwingend die Einziehung dessen an, was „der Täter oder Teilnehmer durch eine 
rechtswidrige Tat oder für sie“ erlangt hat. Dasselbe gilt gemäß § 73 Absatz 2 StGB auch für Nut-
zungen, die der Täter oder Teilnehmer aus dem Erlangten gezogen hat. Hinsichtlich Surrogaten – 
also insbesondere Gegenständen, die der Täter oder Teilnehmer durch Veräußerung des Erlang-
ten erworben hat – steht es gemäß § 73 Absatz 3 StGB im Ermessen des Gerichts, ob es die Einzie-
hung anordnet.20 Sieht es von einer Einziehung nach § 73 Absatz 3 StGB ab, hat es jedoch wiede-
rum zwingend die Einziehung eines Geldbetrages anzuordnen, der dem Wert des Erlangten ent-
spricht (§ 73c StGB). Sachlich erfasst von der Einziehung nach § 73 Absatz 1 StGB ist als erlang-
tes Etwas „die Gesamtheit der aus oder für die Tat erlangten wirtschaftlichen Vorteile“21, mithin 
„jeder Vermögenswert, den der Tatbeteiligte durch die rechtswidrige Tat erlangt hat, also alles, 
was in irgendeiner Phase des Tatablaufs in seine Verfügungsgewalt übergegangen und ihm so aus 
der Tat unmittelbar messbar zugutegekommen ist“22. „Erlangt“ ist dieses Etwas, wenn die Person 
die tatsächliche Verfügungsgewalt erworben hat.23  

 

16 Schönke/Schröder/Eser/Schuster, StGB, 30. Aufl. 2019, StGB § 74 Rn. 10. 

17 Schönke/Schröder/Eser/Schuster, StGB, 30. Aufl. 2019, StGB § 74 Rn. 12a. 

18 MüKoStGB/Joecks/Meißner, 4. Aufl. 2020, StGB § 74 Rn. 18. 

19 MüKoStGB/Pfohl, 4. Aufl. 2022, TierSchG § 19 Rn. 4. 

20 Fischer, StGB, 70. Aufl. 2023, § 73 Rn. 32. 

21 LK-Lohse § 73 Rn. 22 m.w.N. 

22 LK-Lohse § 73 Rn. 22 m.w.N. 

23 Fischer, StGB, 70. Aufl. 2023, § 73 Rn. 26; LK-Lohse § 73 Rn. 28. 
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3.1.2. § 73a Erweiterte Einziehung von Taterträgen bei Tätern und Teilnehmern 

Gemäß § 73a StGB ordnet das Gericht, wenn eine rechtswidrige Tat begangen worden ist, die Ein-
ziehung von Gegenständen des Täters oder Teilnehmers auch dann an, wenn diese Gegenstände 
durch andere rechtswidrige Taten oder für sie erlangt worden sind. Erforderlich ist hiernach wie 
bei § 73 StGB, dass der Täter oder Teilnehmer wegen einer rechtwidrigen Tat verurteilt wird.24 
Die vorhandenen Gegenstände dürfen nicht durch diese Tat („Anlasstat“25) erlangt worden sein, 
sondern nach Überzeugung des Gerichts durch andere Taten („Erwerbstat“26).27 Ein Konnex zwi-
schen Anlass- und Erwerbstat muss nicht bestehen.28 Auch ist weder erforderlich, dass das Ge-
richt diese Taten näher konkretisieren kann, noch dass diese Taten bewiesen sind.29 Erforderlich 
ist aber, dass nach der uneingeschränkten richterlichen Überzeugung feststeht, dass die Gegen-
stände aus anderen Taten erlangt wurden; bloße Vermutungen reichen nicht aus.30 

§ 73a StGB erstreckt sich nur auf Gegenstände, die dem Täter oder Teilnehmer „gehören oder zu-
stehen oder nur deshalb nicht gehören oder zustehen, weil er sie für eine (andere) rechtswidrige 
Tat oder aus ihr erlangt hat (…), sowie Surrogate solcher Gegenstände“31, was ausgeschlossen ist, 
wenn der Gegenstand nur für einen Dritten verwahrt wird oder dies nicht ausgeschlossen werden 
kann.32 Vernünftige, nicht fern liegende Zweifel an der deliktischen Herkunft schließen eine An-
ordnung nach § 73a StGB aus – so insbesondere, wenn greifbare Anhaltspunkte für entspre-
chende legale Einkommensquellen bestehen.33 Die in § 73a StGB geregelte erweiterte Einziehung 
ist gegenüber der Einziehung nach § 73 StGB subsidiär.34 Sie kommt deshalb nur in Betracht, 
wenn trotz Ausschöpfung aller prozessualen Mittel eine Einziehung des Erlangten oder von Wer-
tersatz (§ 73c StGB) nicht möglich ist.35  

 

24 Fischer, StGB, 70. Aufl. 2023, § 73a Rn. 9. 

25 LK-Lohse § 73a Rn. 14. 

26 LK-Lohse § 73a Rn. 14. 

27 Fischer, StGB, 70. Aufl. 2023, § 73a Rn. 13. 

28 LK-Lohse § 73a Rn. 14, 42. 

29 Fischer, StGB, 70. Aufl. 2023, § 73a Rn. 10, 13. 

30 Fischer, StGB, 70. Aufl. 2023, § 73a Rn. 6, 12; LK-Lohse § 73a Rn. 46. 

31 Fischer, StGB, 70. Aufl. 2023, § 73a Rn. 13 m.w.N. 

32 Fischer, StGB, 70. Aufl. 2023, § 73a Rn. 13 m.w.N. 

33 LK-Lohse § 73a Rn. 46; Fischer, StGB, 70. Aufl. 2023, § 73a Rn. 7 m.w.N. 

34 LK-Lohse § 73 Rn. 7; Fischer, StGB, 70. Aufl. 2023, § 73a Rn. 4 f. 

35 LK-Lohse § 73 Rn. 7. 
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3.2. Einziehung von Tatprodukten, Tatmitteln oder Tatobjekten (§§ 74 – 74f StGB) 

3.2.1. Tatprodukte 

Gemäß § 74 Absatz 1 StGB können Gegenstände, die durch eine vorsätzliche Tat hervorgebracht 
worden sind (Tatprodukte), eingezogen werden. 

Tatprodukte müssen hierbei „unmittelbar aus der mit Strafe bedrohten Handlung stammen“, also 
mit ihr „in einem unmittelbaren ursächlichen Zusammenhang stehen.“36 Unmittelbarkeit in die-
sem Sinne ist gegeben, „wenn Existenz oder gegenwärtiger Zustand der Gegenstände auf die Tat-
begehung zurückgehen. (…) Demgemäß fallen unter § 74 Abs. 1 Alt. 1 bspw. unechte oder ver-
fälschte Urkunden, gefälschte technische Aufzeichnungen, Falschgeld, Produktimitationen oder 
auch verbotswidrig hergestellte oder gefälschte Lebens- und Genussmittel. Dagegen scheiden Die-
besbeute, das erlegte Wild, Glücksspiel und Lotteriegewinne, Erlöse aus Betäubungsmittelhandel 
aus; einziehungsfähig ist jedoch der konkrete Geldbetrag, der bereits bei seiner Erlangung zur 
Durchführung weiterer Betäubungsmittelgeschäfte bestimmt war, soweit diese Geschäfte eben-
falls Gegenstand der Anklage sind. Beweismittel der Tat, Geld aus Veräußerung v. Hehlgut bzw. 
verbotenen Geschäften, die Belohnung für die Tat oder Geld im Allgemeinen (mit Ausnahme des 
nachgemachten oder gefälschten Geldes) scheiden als einziehungsfähige Objekte im obengenann-
ten Sinn aus. Hingegen kann eine diesbezügliche Einziehungsmöglichkeit spezialgesetzlich vor-
gesehen sein (vgl. § 40 BJagdG für erlegtes Wild; …).“37 

Voraussetzung für eine Einziehung von Tatprodukten gemäß § 74 StGB ist grundsätzlich, dass 
die begangene Tat eine vorsätzliche rechtswidrige Tat ist und die als Tatprodukt zu qualifizieren-
den Gegenstände zur Zeit der Entscheidung dem Täter oder Teilnehmer gehören oder zustehen 
(§ 74 Absatz 3 StGB).38  

3.2.2. Tatmittel 

Gegenstände, die zur Begehung oder Vorbereitung einer vorsätzlichen Tat gebraucht worden oder 
bestimmt gewesen sind, können als Tatmittel gemäß § 74 Absatz 1 StGB eingezogen werden. Ge-
braucht wurde ein Gegenstand in diesem Sinne, „wenn er tatsächlich verwendet wurde 
(Schönke/Schröder/Eser Rn. 9a). Zur Tat bestimmt iSv Abs. 1 war ein Gegenstand, der zwar nicht 
tatsächlich benutzt wurde, aber für eine bestimmte strafbare Handlung vorgesehen oder dafür be-
reitgestellt war, wenn er auch nur im ‚Eventualfall‘ eingesetzt werden sollte 
(Schönke/Schröder/Eser Rn. 9a).“39  

Als Tatmittel für einziehbar erklärt „hat die Rspr. ein Kfz, das zur Fahrt an den Tatort bzw. zur 
Flucht (BayObLG NJW 1963, 600), zum Auskundschaften der örtlichen Verhältnisse dort (BGHSt 
8, 205 (212)), zur Unfallflucht (BGHSt 10, 337) zum Transport gefälschten Geldes (BGH MDR 

 

36 NK-StGB/Saliger, 6. Aufl. 2023, StGB § 74 Rn. 9. 

37 NK-StGB/Saliger, 6. Aufl. 2023, StGB § 74 Rn. 9, 10. 

38 Lackner/Kühl/Heger/Heger, 30. Aufl. 2023, StGB § 74 Rn. 3, 7, 8. 

39 BeckOK StGB/Heuchemer, 58. Ed. 1.8.2023, StGB § 74 Rn. 12. 
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1970, 559) oder zur Entführung des Opfers (BGH NJW 1955, 1327) benutzt wurde. Der Einzie-
hung unterliegt auch ein Kfz, das beim Wildern (OLG Koblenz StV 2004, 320) oder zum Aufsu-
chen entlegener Parkplätze zwecks Begehung eines Sexualdelikts (BGH StV 1994, 315) benutzt 
wurde. Ein Mobiltelefon kann eingezogen werden, wenn es zur Verabredung von Betäubungsmit-
teldelikten verwendet wurde (BGHR StGB § 74 Abs. 1 Tatmittel 5).“40 

Auch für die Einziehung von Tatmitteln gemäß § 74 StGB ist grundsätzlich erforderlich, dass die 
begangene Tat eine vorsätzliche rechtswidrige Tat ist und die als Tatmittel zu qualifizierenden 
Gegenstände zur Zeit der Entscheidung dem Täter oder Teilnehmer gehören oder zustehen (§ 74 
Absatz 3 StGB).41  

3.2.3. Tatobjekte 

Anders als Tatprodukte und Tatmittel fallen Gegenstände, auf die sich die Tat bezieht, als Tatob-
jekte bzw. Beziehungsgegenstände grundsätzlich nicht unter § 74 Absatz 1 StGB. Vielmehr be-
stimmt § 74 Absatz 2 StGB, dass Beziehungsgegenstände der Einziehung (nur) nach Maßgabe be-
sonderer Vorschriften unterliegen.42 Beziehungsgegenstände sind solche Gegenstände,  

  „die lediglich im Zusammenhang mit der Tat benutzt wurden, also keine Werkzeuge der Tat-
begehung, sondern notwendiger Gegenstand der Tat sind (MüKoStGB/Joecks Rn. 16; 
Schönke/Schröder/Eser Rn. 12a, 33; Fischer Rn. 10). Beziehungsgegenstände sind solche Sa-
chen, die nicht Produkte, sondern passive Objekte der Tat bilden, indem sich die Verwen-
dung des Gegenstandes jeweils in dem Gebrauch erschöpft, auf dessen Verhinderung der je-
weilige Tatbestand abzielt (LK-StGB/Schäfer Rn. 62; MüKoStGB/Joecks Rn. 16; 
Schönke/Schröder/Eser Rn. 12a). Sie können nur aufgrund besonderer Vorschriften wie den 
§ 92b Nr. 2, § 132a Abs. 4, § 219b Abs. 3, § 261 Abs. 7, § 264 Abs. 6, § 282 Abs. 2, § 286 Abs. 
2, § 322 Nr. 2, § 330c S. 1 Nr. 2; § 375 Abs. 2 AO, § 21 Abs. 3 StVG, § 110 UrhG, § 25d Abs. 5 
WZG eingezogen werden. Beim Transport von Betäubungsmitteln sind die dienenden Fahr-
zeuge Tatwerkzeuge, während die Betäubungsmittel selbst Beziehungsgegenstände sind (BGH 
NJW 2003, 301; NStZ-RR 2002, 188; StV 2003, 260); das bei einer Kurierfahrt eingesetzte Mo-
biltelefon ist Beziehungsgegenstand, bei dem statt § 33 BtMG eine Einziehung nach Abs. 1 in 
Betracht kommt (BGH BeckRS 2002, 06859; 2002, 07911).“43 

Auch bei der Einziehung von Beziehungsgegenständen gilt zwar gemäß § 74 Absatz 3 StGB, dass 
sie grundsätzlich nur zulässig ist, wenn die Gegenstände zur Zeit der Entscheidung dem Täter 

 

40 BeckOK StGB/Heuchemer, 58. Ed. 1.8.2023, StGB § 74 Rn. 15. Vgl. auch NK-StGB/Saliger, 6. Aufl. 2023, StGB 
§ 74 Rn. 16. 

41 Lackner/Kühl/Heger/Heger, 30. Aufl. 2023, StGB § 74 Rn. 3, 7, 8. 

42 Vgl. MüKoStGB/Joecks/Meißner, 4. Aufl. 2020, StGB § 74 Rn. 18: „Die Einziehung von Beziehungsgegenständen 
ist nur aufgrund von Sondervorschriften möglich.“ 

43 BeckOK StGB/Heuchemer, 58. Ed. 1.8.2023, StGB § 74 Rn. 17. 
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oder Teilnehmer gehören oder zustehen (§ 74 Absatz 3 StGB). Zahlreiche Vorschriften des Beson-
deren Teils sowie des Nebenstrafrechts lassen jedoch eine darüber hinausgehende Einziehung 
zu44:  

  „Zunächst kann auch eine fahrlässige Tat Anlasstat der Einziehung sein (§ 311 Abs. 5 mit 
§ 322; Fischer Rn. 19). Weiter ist über den Bereich der producta und instrumenta sceleris die 
Erstreckung auf Beziehungsgegenstände/scelere quaesita möglich gem. § 92b Nr. 2, § 101a 
Nr. 2, § 109k Nr. 2, § 132a Abs. 4, § 219b Abs. 3, § 264 Abs. 5 S. 2, §§ 282, 322 Nr. 2, § 330c 
Nr. 2. Im Nebenstrafrecht sind die entsprechenden Vorschriften die § 61 LFGB, § 52 WeinG, 
§ 56 Abs. 1 WaffG, § 21 Abs. 3 StVG, § 7 Nr. 1 WiStG, § 375 Abs. 2 AO (vgl. BGH wistra 1995, 
30), § 98 AMG, § 95 Abs. 4 AufenthG, § 76 Abs. 4 IfSG, § 43 SprengG, § 19 TierSchG, § 20 
Abs. 3 VereinsG, § 30 VersammlG, § 110 UrhG. Eine Erweiterung liegt auch darin, dass die 
Einziehung nach Spezialvorschriften wie den §§ 150, 286, § 54 WaffG nicht nur zugelassen, 
sondern zwingend vorgeschrieben ist. Ferner kann sich die Einziehung in Erweiterung der 
Abs. 2 Nr. 2, Abs. 3 auch auf Drittrechte erstrecken.“45 

3.3. Selbständige Einziehung 

3.3.1. § 76a Absätze 1-3 Selbständige Einziehung 

Eine weitere Ausweitung der Möglichkeiten der Einziehung stellt die selbständige Einziehung 
gemäß § 76a StGB dar. So ordnet gemäß § 76a Absatz 1 StGB das Gericht die Einziehung oder die 
Unbrauchbarmachung selbständig an, wenn wegen der Straftat keine bestimmte Person verfolgt 
oder verurteilt werden kann und die Voraussetzungen, unter denen die Maßnahme vorgeschrie-
ben ist, im Übrigen vorliegen. Die selbständige Einziehung unterscheidet sich mithin dadurch 
von den anderen Einziehungstatbeständen, dass sie kein subjektives Strafverfahren gegen eine 
bestimmte Person voraussetzt.46 Da die materiellen Voraussetzungen der jeweiligen Einzie-
hungstatbestände aber wie gesehen vorliegen müssen, besteht die Ausweitung im Kern im verfah-
rensrechtlichen Bereich: Die selbständige Einziehung „bietet lediglich einen – ggf. selbständigen 
– prozessualen Weg, der die Durchsetzung der Rechtsfolgen nach §§ 73 ff StGB eröffnet, ohne die 
dafür bestehenden allgemeinen Voraussetzungen einzuschränken.“47 Das objektive Verfahren 

 

44 BeckOK StGB/Heuchemer, 58. Ed. 1.8.2023, StGB § 74 Rn. 31. 

45 BeckOK StGB/Heuchemer, 58. Ed. 1.8.2023, StGB § 74 Rn. 32-35. 

46 LK-Lohse § 76a Rn. 1. Allerdings kann sie auch in einem subjektiven Verfahren erfolgen, so neben dem Frei-
spruch, dem Absehen von Strafe oder der Einstellung nach § 260 Absatz 3 StPO (Lackner/Kühl/Heger/Heger, 
StGB, 30. Aufl. 2023, § 76a Rn. 5). 

47 LK-Lohse § 76a Rn. 3. Lackner/Kühl/Heger/Heger, StGB, 30. Aufl. 2023, § 76a Rn. 1a. 



 

 
 

 

 

Wissenschaftliche Dienste Sachstand 
WD 7 - 3000 - 098/23 

Seite 11 

richtet sich nach den §§ 435, 436 StPO48.49 Die Einleitung eines Verfahrens der selbständigen Ein-
ziehung (Absätze 1 bis 3) steht gemäß § 435 StPO im Ermessen der Staatsanwaltschaft.50 

Aus der Formulierung, dass „wegen der Straftat keine bestimmte Person verfolgt oder verurteilt 
werden kann“, folgt, dass das selbstständige Einziehungsverfahren unzulässig ist, wenn sich das 
Verfahren wegen irgendeiner verfolgbaren Straftat gegen einen Beschuldigten richtet.51 Die 
Gründe dafür, dass wegen der Straftat keine bestimmte Person verfolgt oder verurteilt werden 
kann, können sowohl tatsächlicher als auch rechtlicher Natur sein.52 Ersteres ist etwa dann der 
Fall, wenn der Täter – gegebenenfalls unter mehreren Tatverdächtigen – nicht festzustellen ist, 
wenn er für die inländische Gerichtsbarkeit nicht erreichbar ist oder sich der Strafverfolgung 
durch Abwesenheit oder Flucht entzieht sowie bei dauernder Verhandlungsunfähigkeit oder 
auch Tod.53  

3.3.2. § 76a Absatz 4 Erweiterte selbständige Einziehung 

Nach § 76a Absatz 4 StGB sollen ein wegen des Verdachts einer Katalogtat54 sichergestellter Ge-
genstand sowie daraus gezogene Nutzungen auch dann (selbständig) eingezogen werden, wenn 
der Gegenstand aus einer rechtswidrigen Tat herrührt und der von der Sicherstellung Betroffene 
nicht wegen der ihr zugrundeliegenden Straftat verfolgt oder verurteilt werden kann. Der in § 76a 
Absatz 4 Satz 3 StGB genannte Straftatenkatalog enthält zahlreiche Delikte, die typischerweise 
auch der organisierten Kriminalität zugeordnet werden55, aber auch verschiedene einzeln be-
nannte Tatbestände aus dem Nebenstrafrecht, namentlich aus der Abgabenordnung, dem Asylge-
setz, dem Aufenthaltsgesetz, dem Außenwirtschaftsgesetz, dem Betäubungsmittelgesetz, dem Ge-
setz über die Kontrolle von Kriegswaffen sowie aus dem Waffengesetz. Für die Voraussetzung, 
dass der einzuziehende Gegenstand aus einer rechtswidrigen Tat herrührt, ist die richterliche 
Überzeugung im Sinne von § 261 StPO erforderlich und ausreichend.  

 

48 Strafprozeßordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 1074, 1319), die zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 203) geändert worden ist. 

49 LK-Lohse § 76a Rn. 3. 

50 LK-Lohse § 76a Rn. 48; Lackner/Kühl/Heger/Heger, StGB, 30. Aufl. 2023, § 76a Rn. 5. 

51 BeckOK StGB/Heuchemer, 58. Ed. 1.8.2023, § 76a Rn. 4; Schönke/Schröder/Eser/Schuster, StGB, 30. Aufl. 2019, 
§ 76a Rn. 5. 

52 Lackner/Kühl/Heger/Heger, StGB, 30. Aufl. 2023, § 76a Rn. 2. 

53 LK-Lohse § 76a Rn. 8; Lackner/Kühl/Heger/Heger, StGB, 30. Aufl. 2023, § 76a Rn. 2;  
Schönke/Schröder/Eser/Schuster, StGB, 30. Aufl. 2019, § 76a Rn. 6. 

54 Also der in § 76a Absatz 4 Satz 3 StGB aufgeführten Straftatbestände. 

55 So etwa Geldwäsche (§ 261 StGB), Bildung krimineller Vereinigungen (§ 129 StGB), gewerbs- und bandenmä-
ßige Begehung des Menschenhandels, der Zwangsprostitution und der Zwangsarbeit nach den §§ 232 bis 232b 
StGB sowie bandenmäßige Ausbeutung der Arbeitskraft und Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsbe-
raubung nach den §§ 233 und 233a StGB. 

https://www.gesetze-im-internet.de/stpo/
https://www.gesetze-im-internet.de/stpo/
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4. Fazit 

Die strafrechtlichen Einziehungsvorschriften des Allgemeinen Teils des Strafgesetzbuchs finden 
grundsätzlich auch auf Straftatbestände des Nebenstrafrechts Anwendung. Insoweit ist es im 
Ausgangspunkt mithin irrelevant, ob ein Straftatbestand im Besonderen Teil des Strafgesetzbuchs 
oder in einem Fachgesetz normiert ist. Eines besonderen „Anwendungsbefehls“ im Nebenstraf-
recht, der die Anwendbarkeit des Einziehungsrechts des Allgemeinen Teils des Strafgesetzbuchs 
für die nebenstrafrechtlichen Tatbestände anordnete, bedarf es insoweit nicht. 

Mit nebenstrafrechtlichen Regelungen können aber auch spezielle Regelungen bezüglich der Ein-
ziehung getroffen werden, die dann gegenüber den allgemeinen Regelungen im Strafgesetzbuch 
gegebenenfalls vorrangig sein können. In Betracht kommen kann auch ein Ineinandergreifen der 
Regelungskomplexe.56 Das genaue Verhältnis der jeweiligen Normkomplexe zueinander hängt 
letztlich von der genauen Ausgestaltung der nebenstrafrechtlichen Bestimmungen im Einzelfall 
ab. Eine verbreitete Möglichkeit des Zusammenwirkens besteht darin, dass in den nebenstraf-
rechtlichen Regelungen die Einziehung von Tatobjekten eröffnet wird57, die ohne eine solche Re-
gelung entsprechend den allgemeinen Regelungen des Strafgesetzbuchs nicht der Einziehung un-
terliegen würden (§ 74 Absatz 2 StGB).58 

*** 

 

56 Vgl. etwa Erbs/Kohlhaas/Metzger, 248. EL Juli 2023, TierSchG § 19 Rn. 1. 

57 So etwa in § 19 TierSchG, § 33 BtMG, § 54 Absatz 1 Nr. 1 WaffG, § 40 Absatz 1 Nr. 1 BJagdG. 

58 NK-StGB/Saliger, 6. Aufl. 2023, StGB § 74 Rn. 21. 

https://www.gesetze-im-internet.de/tierschg/__19.html
https://www.gesetze-im-internet.de/btmg_1981/__33.html
https://www.gesetze-im-internet.de/waffg_2002/__54.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bjagdg/__40.html
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